
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. In der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Dorfplatz“ sind innerhalb der

festgesetzten überbaubaren Fläche die Errichtung von zweckgebundenen baulichen
Anlagen zulässig. Diese baulichen Anlagen dürfen eine maximale Grundfläche von 90 qm
und eine maximale Gebäudehöhe von 4,00 m (Unterer Bezugspunkt: gewachsene
Geländeoberfläche in Abstand von einem Meter neben der baulichen Anlage) nicht
überschreiten (gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB).

2. Innerhalb der Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sind alle Bäume mit einem Stammdurchmesser von mehr als 0,3 m
dauerhaft zu erhalten, zu schützen und zu pflegen. Bei Abgang eines Gehölzes ist eine
artengleiche Nachpflanzung an etwa gleicher Stelle vorzunehmen. Vorhandenen Birken
(Betula pendula) und Pappeln (Populus spec) sind sukzessive durch standortgerechte,
heimische Laubgehölze entsprechend der Pflanzliste der textlichen Festsetzung Nr. 3 zu
ersetzen (gem. § 9 (1) Nr. 25 b i.V.m. § 9 (1) Nr. 20 BauGB).

3. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen (gem. § 9 (1) Nr. 25 a BauGB), sind ausschließlich
standortgerechte, heimische Laubgehölze zu verwenden und als dichte Pflanzung
dauerhaft zu erhalten.

Pflanzenarten: Stileiche (Quercus robur), Feldahorn (Acer campestre), Bergahorn (Acer
pseudoplatanus), Hainbuche (Carpinus betulus), Schwarzerle (Alnus glutinosa), Esche
(Fraxinus excelsior), Eberesche (Sorbus aucuparia), Birke (Betula pendula), Weißdorn
(Crataegus monogyna), Hülse (Ilex aquifolium), Faulbaum (Frangula alnus), Weißdorn
(Crataegus monogyna), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (rosa canina), Ohrweide
(Salix aurita), Salweide (Salix caprea), Aschweide (Salix cinerea), Schwarzer Holunder
(Sambucus nigra), Schneeball (Virburnum opulus).

Qualitäten: Bäume: Heister, 2 x verpflanzt, Höhe 125 - 150 cm

Sträucher: leichte Sträucher, 1 x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm

NACHRICHTLICHE HINWEISE
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde

(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der Bezirksregierung Weser-Ems, Dez. 406 –
Archäologische Denkmalpflege- oder der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises
unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder
der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis
zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung
der Arbeit gestattet.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage
treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.


